
deshalb vor allem in der Hauptverhandlung durch­
gesetzt und sichtbar werden. Aber die beste Hauptver­
handlung wird letzten Endes in ihrer massenpolitischen 
Wirkung spontan bleiben, wenn sie nicht dem richtigen 
Kreis der Bevölkerung zugänglich gemacht wird. Eines 
der Mittel und Methoden, die Hauptverhandlung so zu 
gestalten, daß sie die Aufgabe, staatliche, politisch- 
ideologische Führungstätigkeit zu leisten, erfüllt, ist die 
bewußt und planmäßig vom Gericht gelenkte Öffent­
lichkeit. Auch gut durchgeführte Auswertungen und 
die öffentliche Bekanntmachung der Entscheidung kön­
nen den unmittelbaren Eindruck der Hauptverhandlung 
nicht ersetzen. In der Hauptverhandlung müssen vor 
allem Menschen mit einem hohen sozialistischen Be­
wußtsein, die in der Lage sind, den sozialistischen Um­
wälzungsprozeß im Sinne der durch das Verfahren an­
gestrebten Veränderung zu führen — z. B. Mitglieder 
sozialistischer Brigaden, Vertreter der Arbeiterkon­
trollen oder der HO-Beiräte usw. — die Voraussetzungen 
und Anknüpfungspunkte für ihre Arbeit erhalten. Um 
diese Öffentlichkeit zu gewährleisten, genügt es nicht, 
wie es bisher in der Regel geschah, den Betrieb auf- 
zufordem, eine Betriebsdelegation zu entsenden. Das 
Gericht muß genau abwägen, wie das Ziel, das es sich 
mit dem Verfahren stellt, erreicht werden kann. In dem 
bereits angeführten Fall der Verschiebung von Fern­
sehgeräten hätten z. B. ausdrücklich neben bewährten 
Kollegen des Angeklagten geladen werden müssen: die 
leitenden Betriebsfunktionäre, solche, die ebenfalls — 
wenn auch ohne Gewinn — Fernsehgeräte bevorzugt 
vermittelten, einige der hauptbeteiligten Verkaufs­
stellenleiter, die „Hauptkunden“ der Angeklagten und 
sicher auch einige Vertreter anderer GHK, die ähnliche 
Mangelwaren verteilen. Aber auch die Zusammenarbeit 
mit den örtlichen Volksvertretungen muß in der 
Hauptverhandlung zum Ausdruck kommen. Die Ver­
treter der Abteilung Handel und Versorgung und der 
entsprechenden ständigen Kommission sind zu bedeut­
samen Verfahren unbedingt zu laden, ebenso die Ver­
treter der gesellschaftlichen Kontrollorgane.

Selbstverständlich ist ein solcher Umfang der Öffent­
lichkeit nicht bei jeder Straftat im Handel erforderlich. 
Das ist in jedem Falle abhängig von der Art der Straf­
tat, der Bedeutung der Sache und dem Nutzen, der 
erzielt werden kann. In Erwägung zu ziehen ist eine 
breite und bewußt zusammengesetzte Öffentlichkeit 
unseres Erachtens immer dann, wenn erstens bestimmte 
Straftaten sich in einzelnen Betrieben häufen, zweitens 
eine Straftat das Ergebnis schlechter ideologischer 
Arbeit im Betrieb bzw. Ausdruck eines entsprechenden 
Betriebsklimas ist oder die Straftat durch erhebliche 
andere Mängel im Handelsbetrieb begünstigt wurde, 
drittens eine Straftat zum Hemmnis für das Neue ge­
worden ist, das sich im Handel entwickelt (z. B. Behin­
derung der Bildung sozialistischer Brigaden, der Über­
nahme kollektiver Verantwortung für anvertraute 
Waren, der Arbeiterkontrolltätigkeit oder der Durch­
führung von Rekonstruktionsmaßnahmen).

In besonders gelagerten Fällen kann die Durch­
führung der Hauptverhandlung im Betrieb selbst zu 
empfehlen sein. Hier ist noch sorgfältiger zu prüfen, ob 
der eintretende Arbeitsausfall zu vertreten ist. In aller 
Regel sind dazu nur besonders schwerwiegende Straf­
taten geeignet, bei denen die Verstärkung der massen­
politischen Wirksamkeit unerläßlich ist. Solche Haupt­
verhandlungen müssen eine Ausnahme bleiben.

Ein Mittel, um die massenpolitische Wirkung des 
Strafverfahrens zu verstärken, ist auch die richtig an­
gewandte öffentliche Bekanntmachung. Ihre Anwen­
dung muß planmäßig und bewußt erfolgen. Nach allen 
Erfahrungen ist die latente Kriminalität im gesellschaft­
lichen Handel erheblich. Das beweisen sowohl die rela­
tiv hohen Warenverluste als auch die Umstände der 
aufgedeckten Straftaten. Die öffentliche Bekannt­
machung muß daher in den Kampf systematisch ein­
bezogen und mit größtmöglichem Nutzen zur Durch­
setzung des Neuen angewandt werden. Fast schematisch 
aber wird z. B. bei Kundendiebstählen die Veröffent- ' 
lichung in der jeweiligen Abteilung angeordnet; es wird 
nicht geprüft, ob nicht an anderer Stelle, z. B. im Wohn­
bezirk, die Wirksamkeit größer sein könnte5.

5 Zu den allgemeinen Grundsätzen für die Anwendung der 
öffentlichen Bekanntmachung, vgl. NJ 1959 S. 480.

Immer breiteren Raum nehmen in der Arbeit der 
Gerichte die im Anschluß an das Verfahren statt­
findenden Auswertungen ein. Es geht dabei nicht mehr 
nur um die Organisierung der zielstrebigen gesellschaft­
lichen Erziehung des Täters, sondern es ist vor allem 
auch auf die ökonomischen Schwerpunkte zu orien­
tieren. Die Auswertung am Arbeitsplatz des Täters ge­
nügt nicht immer. Sie muß dort erfolgen, wo ähnliche 
Verhältnisse herrschen und die Straftat sich negativ 
ausgewirkt hat; z. B. sollten Verfehlungen von Lehr­
lingen außer im Betrieb auch in Schulen und Heimen 
besprochen werden. Bei einem Fall von Rezeptur­
fälschungen müßten in die Auswertung unbedingt alle 
HO- und Mitropa-Gaststättenleiter einbezogen werden. 
Es genügt nicht, wenn festgestellt wird, daß die An­
wesenden das Verhalten des Täters verurteilen, mit der 
Bestrafung einverstanden waren oder sogar höhere 
Strafen forderten. Es kommt vielmehr darauf an, die 
Auswertung zu einer Methode zu entwickeln, welche 
hilft, die notwendigen gesellschaftlichen Veränderungen 
herbeizuführen, die der Lösung der ökonomischen Auf­
gaben im gesellschaftlichen Handel dienen.

Die staatliche Leitungstätigkeit der Strafverfolgungs­
organe wird jedoch nur dann voll wirksam werden, 
wenn sie durch die politische Massenarbeit in den Ver­
kaufsstellen, Abteilungen, sozialistischen Brigaden usw. 
organisch ergänzt und zu Ende geführt wird. Auf den 
Ergebnissen des Verfahrens aufbauend, müssen die 
Partei, die Gewerkschaftsgruppen und alle gesellschaft­
lich fortschrittlichen Kräfte die ideologischen Ausein­
andersetzungen z. B. über Inventurdifferenzen, die Ein­
stellung zum sozialistischen Eigentum usw. führen. 
Gerade Inventurdifferenzen werden noch vorwiegend 
unter ausschließlich arbeits- oder strafrechtlichem 
Aspekt betrachtet. Es kommt aber darauf an, auch sie 
als politisch-ideologisches Problem zu sehen und poli­
tische Erziehungsarbeit zu leisten. Dabei muß besonders 
auf das sich schöpferisch entwickelnde Neue, wie die 
Bildung sozialistischer Brigaden, die Organisierung des 
sozialistischen Wettbewerbs und die Übernahme kollek­
tiver Verantwortung, orientiert werden. Aufgabe der 
Strafverfolgungsorgane ist es, durch kameradschaftliche 
Zusammenarbeit mit den gesellschaftlichen Organi­
sationen nach oder bereits während des Verfahrens die 
Schwerpunkte, Methoden und Zielsetzung der weiteren 
politischen Massenarbeit festzulegen und in geeigneten 
Fällen durch die rechtspropagandistische Tätigkeit, ins­
besondere die Auswertung, die Grundlagen für die wei­
tere Auseinandersetzung zu geben.

Aber auch über die Hauptverhandlung und eine gute 
Auswertung hinaus wird in vielen Fällen die staatliche 
Leitungstätigkeit des Gerichts in anderen Formen 
durchgesetzt werden müssen.

Eines dieser Mittel ist die Gerichtskritik. Bisher 
wurde von diesem Institut nur ungenügend Gebrauch 
gemacht. Jetzt aber, wo die Rolle des Gerichts als 
Organ staatlicher Leitung herausgearbeitet wird, muß 
§ 4 StPO planmäßig genutzt werden. Das Stadt­
bezirksgericht Leipzig-Süd z. B. rügte anläßlich eines 
Verfahrens richtig die mangelnde Kontrolle der Abtei­
lung Handel und Versorgung bei Meldungen über 
Warenverderb und forderte Abhilfe. Schwere Mängel 
zeigen sich z. B. immer wieder bei der Kaderarbeit und 
der Behandlung von Minusdifferenzen6. Hier muß das 
Gericht, soweit es dazu in der Lage ist, durch konkrete 
Hinweise dafür sorgen, daß die in der Hauptverhand­
lung und im Urteil auf gedeckten Hemmnisse über­
wunden oder beseitigt werden.

Nicht in jedem dieser Fälle wird die Gerichtskritik 
notwendig, möglich oder geeignet sein, die anzustre­
benden Veränderungen zu bewirken. Dann muß das 
Gericht die erforderlichen Hinweise in anderer Form 
geben. So sind z. B. bei Begünstigung von Minusdiffe­
renzen durch ungenügende Arbeitsorganisation ent­
sprechende Forderungen zur Verbesserung ihrer Arbeit 
an die verantwortlichen Abteilungen oder an das über­
geordnete Organ zu richten.

/Auch bei Rezepturfälschungen, bei Warenverderb 
oder bei Fällen von Korruption muß an die Fachabtei-

6 Olt werden Vorbestrafte wieder in verantwortlichen Stel­
lungen eingesetzt, die sie zur Begehung strafbarer Handlun­
gen ausgenutzt hatten. Bei Minusdifferenzen sind oft Hie Ver­
antwortungsbereiche nicht klar usw.
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